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Keine 

Nichtbetriebs-
unfallversicherung 

bei Teilzeitarbeit 
 
Gemäss Bundesgericht ist 
ein Arbeitgeber, der meh-
rere Teilzeitstellen hat, 
aber bei keiner acht oder 
mehr Stunden arbeitet, 
nicht gegen Nichtbetriebs-
unfälle versichert. Die Ad-
dition der verschiedenen 
Teilzeittätigkeiten ist nicht 
möglich, weil bei solchen 
Fällen keine Prämien für 
die Versicherung bezahlt 
werden. (Quelle: BGE 

8C_328/2008) ���� 

 

 
 

 

Flugmeilen gehören 
dem Arbeitgeber 

 
Auf Geschäftsreisen erwor-
bene Freiflüge oder Bonus-
meilen gehören dem Ar-
beitgeber. Obligationen-
recht Art. 321b sagt, dass 
Mitarbeitende dem Arbeit-

geber über alles Rechen-
schaft abzulegen und ihm 
herauszugeben haben, 
was sie bei ihrer vertrag-
lichen Tätigkeit hervor-
bringen oder für den 
Arbeitgeber von Dritten 
erhalten. Da die Flüge für 
Geschäftsreisen vom Ar-
beitgeber bezahlt werden, 
stehen ihm deshalb auch 
die Bonusmeilen zu. Trotz-
dem macht es Sinn, im Ar-
beitsvertrag über Ver-
günstigungen klare Be-
stimmungen zu treffen. ���� 
 

 

 

Betriebsspezifische 

Ausbildung ist 
steuerbar 
 
Für die Mehrwertsteuer-
behörde gilt die betriebs-
spezifische Ausbildung als 
steuerbar. Die Kriterien, 
was genau eine betriebs-
spezifische Ausbildung ist, 
klärt die Broschüre der 
Steuerbehörde aber nicht 
umfassend. Unklar ist die 
Lage vor allem, wenn sich 
der Teilnehmerkreis einer 
Ausbildung ausschliesslich 
aus Mitarbeitenden eines 
Auftraggebers zusammen-
setzt.  

Diese Unsicherheit hat ein 
Abteilungschef der MWSt-
Verwaltung veranlasst, im 
Rahmen einer persön-
lichen Meinungsäusserung 
folgendes vorzuschlagen: 
Kurse, welche öffentlich 
ausgeschrieben und nicht 

individuell für einen be-
stimmten Auftraggeber 
angepasst bzw. erstellt 
werden, sollen als von der 
MWST ausgenommene Bil-
dungsleistungen gelten, 
selbst wenn nur Mitar-
beiter eines Auftraggeber 
sie belegen.  

Dieser Vorschlag stellt 
noch keine offizielle Ver-
waltungspraxis dar. Ver-
bindliche Antworten kön-
nen daher nur schriftliche 
Auskünfte der MWSt-
Verwaltung liefern. ���� 
 

 

 

Forderungsverzicht 

einer Bank gilt als 
steuerbares 

Einkommen 
 
Verzichtet eine Bank ge-
genüber einem Privatkun-
den auf eine grössere For-
derung, so stellt dieser 
Vorgang ein Einkommen 
dar. Nur wenn es sich um 
eine Schadensersatzlei-
stung in engeren Sinne 
handelt, ist der Betrag 
nicht als Einkommen anzu-
sehen und dementspre-
chend zu versteuern. 
(Quelle: BGE 2C_120/ 

2008, 2C_121/2008 vom 

13. August 2008) ���� 
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Pauschale 
Rückstellungen für 

Garantieleistungen 
möglich 
 
Die Höhe der Rückstellun-
gen für Garantieleistungen 
ist aufgrund der bisherigen 
Aufwände für Garantiear-
beiten im Vergleich zum 
jeweiligen Umsatz zu be-
rechnen. 

Allerdings werden in der 
Praxis immer mehr pau-
schalisierte, auf dem 
Umsatz bemessene Rück-
stellungen zugelassen. So 
hat sich im Kanton Zürich 
beispielsweise im Bauge-
werbe in der Praxis durch-
gesetzt, dass 1–2 % der 
letzten beiden dem Bilanz-
stichtag vorangegangenen 
Jahresumsätze als Brutto-
garantierückstellungen an-
erkannt. Diese Praxis gilt 
für die kantonalen und 
Bundessteuern. Höhere 
Rückstellungen können 
ebenfalls gemacht werden, 
wenn sie konkret nach-
weisbar sind. (Quelle: BGE 
2C_553/2007 vom 29. 

September 2008) ���� 

 
 

 
 

 

Verzicht auf 

geschuldete 
Vorschüsse bei 

Gebäude-
sanierungen 
 
Veranlassen Eigentümer 
eine energetische Erneue-
rung ihrer Mietwohnungen, 

die im Rahmen des 
Wohnbau- und Eigentums-
förderungsgesetzes erstellt 
wurden, müssen sie dem 
Bund die geschuldeten 
Vorschüsse nicht mehr 

zurückzahlen. Das Parla-
ment hat diesen Beschluss 
Ende März gefasst und in-
formiert Ende April ge-
nauer über die Abwicklung 
des Forderungsverzichts. 
(Quelle: Bundesamt für 

Wohnungswesen) ���� 
 
 
 

Dumont-Praxis wird 

Anfang 2010 
abgeschafft 

 
Die Dumont-Praxis sagt, 
dass Instandstellungs-
kosten einer vernachläs-
sigten Liegenschaft in den 
ersten fünf Jahren nach 
Erwerb steuerlich nicht 
abgezogen werden dürfen. 
Die eidgenössischen Räte 
haben im Oktober 2008 
die Abschaffung dieser 
Praxis beschlossen und ein 
entsprechendes Gesetz 
verabschiedet. Die Refe-
rendumsfrist ist im Januar 
2009 unbenutzt abgelau-
fen. Deshalb hat der Bun-
desrat nun das Bundes-
gesetz auf 1. Januar 2010 
in Kraft gesetzt. Ab dann 
ist die Dumont-Praxis bei 
der direkten Bundessteuer 
vollständig abgeschafft 
und die bisher geltende 5-
Jahres Klausel entfällt. 
Damit sind Instandstel-
lungskosten für alle Lie-
genschaften ab Erwerb 
abzugsfähig. Gemäss den 
Übergangsbestimmungen 
im Steuerharmonisie-
rungsgesetz ist die Ände-
rung der kantonalen Ge-
setzgebung zwei Jahre 
nach Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes vorzu- 
nehmen, also auf Anfang 

2012. (Quelle: Eidg. 

Steuerverwaltung) ���� 
 

 
 

 
Kündigung des 

Mietverhältnisses 
wegen 

Renovationen 

zulässig 
 
Das Bundesgericht ent-
schied, dass bei Renova-
tionen eine Kündigung des 
Mietverhältnisses zulässig 
sei, auch wenn der Mieter 
bereit sei, die Unannehm-
lichkeiten der Bauarbeiten 
zu dulden.  

Bei Renovationen und 
Umbauten muss auf den 
Mieter Rücksicht genom-
men werden. Das bedeutet 
aber nicht, dass der Ver-
mieter jede Änderung am 
Mietobjekt unter Beibehal-
tung des Mietverhältnisses 
vornehmen muss. Dem 
Mieter kann nicht gekün-
digt werden, wenn blosse 
Aussenrenovationen oder 
das Streichen der Wände  
veranlasst werden. Umfas-
sende Sanierungen sind 
aber ein Grund für die 
Kündigung des Mietver-
hältnisses. (Quelle: BGE 

4A-399/2008 vom 12.11. 

2008) ���� 

 
 
 

 

 
 

 
 



Darlehen an 
Gesellschafter kann 

als verdeckte 
Gewinnaus-

schüttung gelten 
 
Wird einem Allein-Gesell-
schafter ein Darlehen ge-
währt, müssen die Modali-
täten wie Höhe der Ver-
zinsung, Sicherheiten und 
Rückzahlung genau gere-
gelt werden. Andernfalls 
kann das Darlehen als ver-
deckte Gewinnausschüt-
tung eingestuft werden.  

Im vorliegenden Fall hat 
ein Alleingesellschafter 
sich ein Darlehen gewährt 
ohne die üblichen Verein-
barungen. Darüber hinaus 
war die finanzielle Situa-
tion des Darlehensnehmer 
so schlecht, dass ein un-
abhängiger Dritter dem 
Aktionär nie ein Darlehen 
gewährt hätte. Aus diesen 
Gründen stufte das Gericht 
das Darlehen als verdeckte 
Gewinnausschüttung ein. 
(Quelle: Verwaltungsge-

richt Zürich, 12. Nov. 

2008) ���� 

 
 

 
 

 

Vorzugspreis bei 

Liegenschaften bei 
Erbschaften 

steuerbar 
 
Falls in einem Testament 
ein Vorzugspreis für eine 
Liegenschaft eingeräumt 
wird, so kann das bei der 
Ausübung dieses Kauf-

rechts zu einer neuen 
Steuerbelastung kommen. 
Liegt nämlich der Wert der 
Liegenschaft über dem 
Kaufpreis, so gilt das als 
eine Zuwendung und un-
terliegt der Erbschafts-
steuer. (Quelle: BGE 

2C_56/2008 Urteil vom 

17. Juni 2008) ���� 
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